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Abschnitt VI
Sondervermögen der Republik oder des Landes 

und republikunmittelbare oder landesunmittelbare 
juristische Personen des öffentlichen Rechts

§47
Grundsatz

(1) Auf Sondervermögen der Republik oder des Landes und 
republik- oder landesunmittelbare juristische Personen des 
öffentlichen Rechts ist dieses Gesetz entsprechend anzuwen- 
den, soweit durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes nichts 
anderes bestimmt ist.

(2) Auf Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts sind unabhängig von der Höhe 
der Beteiligung der Republik oder des Landes die §§ 41 bis 45 
entsprechend anzuwenden. Durch Gesetz kann zugelassen 
werden, daß die entsprechende Anwendung der §§ 41 bis 45 
entfällt. Die nach bisherigem Recht zugelassenen Ausnahmen 
bleiben unberührt.

(3) Für Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen 
Person des privaten Rechts, an denen die in Absatz 2 Satz 1 
genannten Unternehmen unmittelbar oder mittelbar mit 
Mehrheit beteiligt sind, gelten die §§ 50 und 51 entsprechend.

T e i l  II
Vorschriften, 

die einheitlich und unmittelbar gelten

§48
Grundsatz

Die Vorschriften dieses Teils gelten einheitlich und unmit­
telbar für die Republik und die Länder.

§49
Verfahren bei der Finanzplanung

(1) Republik und Länder legen ihrer Haushaltswirtschaft 
je für sich eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde. Das 
erste Planungsjahr der Finanzplanung ist das laufende Haus­
haltsjahr. Der Finanzplan ist jährlich der Entwicklung anzu­
passen und fortzuschreiben.

(2) Der Finanzplan ist den gesetzgebenden Körperschaften 
spätestens im Zusammenhang mit dem Entwurf des Haus­
haltsgesetzes für das nächste Haushaltsjahr vorzulegen. Die 
gesetzgebenden Körperschaften können die Vorlage von Al­
ternativrechnungen verlangen.

(3) Im Finanzplan sind die vorgesehenen Investitions­
schwerpunkte zu erläutern und zu begründen.

(4) Die Regierung soll rechtzeitig geeignete Maßnahmen 
treffen, die nach der Finanzplanung erforderlich sind, um eine 
geordnete Haushaltsentwicklung unter Berücksichtigung des 
voraussichtlichen gesamtwirtschaftlichen Leistungsvermö­
gens in den einzelnen Planungsjahren zu sichern.

§50
Rechte gegenüber privatrechtlichen Unternehmen

(1) Gehört einer Gebietskörperschaft die Mehrheit der An­
teile eines Unternehmens in einer Rechtsform des privaten 
Rechts oder gehört ihr mindestens der vierte Teil der Anteile 
und steht ihr zusammen mit anderen Gebietskörperschaften 
die Mehrheit der Anteile zu, so kann sie verlangen, daß das 
Unternehmen

1. im Rahmen der Abschlußprüfung auch die Ordnungs­
mäßigkeit der Geschäftsführung prüfen läßt;

2. die Abschlußprüfer beauftragt, in ihrem Bericht auch 
darzustellen
a) die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage so­

wie die Liquidität und Rentabilität der Gesellschaft,

b) verlustbringende Geschäfte und die Ursachen der Ver­
luste, wenn diese Geschäfte und die Ursachen für die 
Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung waren,

c) die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrech­
nung ausgewiesenen Jahresfehlbetrages;

3. ihr den Prüfungsbericht der Abschlußprüfer und, wenn 
das Unternehmen einen Konzernabschluß aufzustellen 
hat, auch den Prüfungsbericht der Konzernabschlußprü­
fer unverzüglich nach Eingang übersendet.

(2) Für die Anwendung des Absatzes 1 rechnen als Anteile 
der Gebietskörperschaft auch Anteile, die einem Sonder­
vermögen der Gebietskörperschaft gehören. Als Anteile der 
Gebietskörperschaft gelten ferner Anteile, die Unterneh­
men gehören, bei denen die Rechte aus Absatz 1 der Gebiets­
körperschaft zustehen.

§51

Unterrichtung der Rechnungsprüfungsbehörde
(1) In den Fällen des § 50 kann in der Satzung (im Gesell­

schaftsvertrag) mit Dreiviertelmehrheit des vertretenen Ka­
pitals bestimmt werden, daß sich die Rechnungsprüfungs­
behörde der Gebietskörperschaft zur Klärung von Fragen, 
die bei der Prüfung nach § 43 auftreten, unmittelbar unter­
richten und zu diesem Zweck den Betrieb, die Bücher und 
die Schriften des Unternehmens einsehen kann.

(2) Ein vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begründetes 
Recht der Rechnungsprüfungsbehörde auf unmittelbare Un­
terrichtung bleibt unberührt.

§52
Prüfung von juristischen Personen 

des öffentlichen Rechts
(1) Erhält eine juristische Person des öffentlichen Rechts 

(wie Körperschaften, Anstalten, Stiftungen des öffentlichen 
Rechts), die nicht Gebietskörperschaft, Gemeindeverband, Zu­
sammenschluß von Gebietskörperschaften oder Gemeinde­
verbänden oder Religionsgesellschaft des öffentlichen Rechts 
ist, von der Republik oder einem Land Zuschüsse, die dem 
Grund oder der Höhe nach gesetzlich begründet sind, oder ist 
eine Garantieverpflichtung der Republik oder eines Landes 
gesetzlich begründet, so prüft der Rechnungshof der Republik 
oder des Landes die Haushalts- und Wirtschaftsführung der 
juristischen Person. Entsprechendes gilt, wenn die Prüfung 
mit Zustimmung eines Rechnungshofes in der Satzung vorge­
sehen ist. Andere Prüfungsrechte, die nach § 47 begründet 
werden, bleiben unberührt.

(2) Auf Unternehmen in der Rechtsform einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts ist unabhängig von der Höhe 
der Beteiligung der Republik oder des Landes § 50 entspre­
chend anzuwenden, soweit die Unternehmen nicht von der 
Rechnungsprüfung freigestellt sind (§ 47 Abs. 2 Satz 2 und 3).

§53
Rechte der Rechnungsprüfungsbehörde, Vorprüfung

(1) Erlassen oder erläutern die obersten Behörden einer 
Gebietskörperschaft algemeine Vorschriften, welche die Be­
wirtschaftung der Haushaltsmittel einer anderen Gebiets­
körperschaft betreffen oder sich auf deren Einnahmen oder 
Ausgaben auswirken, so ist die Rechnungsprüfungsbehörde 
der anderen Gebietskörperschaft unverzüglich zu unterrich­
ten.

(2) Bevor Stellen außerhalb einer Gebietskörperschaft, die 
Teile des Haushaltsplans der Gebietskörperschaft ausführen, 
Verwaltungsvorschriften zur Durchführung der für die Ge­
bietskörperschaft geltenden Haushaltsordnung oder eines ent­
sprechenden Gesetzes erlassen, ist die Rechnungsprüfungs­
behörde der Gebietskörperschaft zu hören.

(3) Führt eine Gebietskörperschaft Teile des Haushaltsplans 
einer anderen Gebietskörperschaft aus oder erhält sie von 
dieser Ersatz von Aufwendungen oder verwaltet sie Mittel 
oder Vermögensgegenstände dieser Gebietskörperschaft, so 
hat sie insoweit eine Vorprüfung durchzuführen, wenn bei


